
 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Frau Merten, 

 

die GRÜNE FRAKTION bittet Sie, diesen Antrag zur Tagesordnung der Sitzung des Ausschusses für 
Bürgerbeteiligung, Sicherheit und Ordnung am 22.03.2023 aufzunehmen. 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 
Die Verwaltung wird aufgefordert, in einer Testphase von zunächst einem Jahr auf die Erhebung 
von Gebühren bei der Beantragung eines vorläufigen oder endgültigen Personalausweises durch 
Menschen ohne festen Wohnsitz zu verzichten und die Kosten für die Erstellung eines 
biometrischen Fotos zu übernehmen. Die Testphase sieht einen Evaluationsbericht zum Ende des 
Testzeitraums in diesem Ausschuss vor, welcher Aufschluss über die weitere Vorgehensweise 
bietet. 

BEGRÜNDUNG: 
Ein Personalausweis ist an vielen Stellen Voraussetzung für die Organisation der eigenen Lebens-
strukturen und gesellschaftliche Teilhabe. Wohnungslose Menschen haben regelmäßig nicht die 
nötigen Mittel, um die Gebühr für die Beantragung selbst aufzubringen. Es ist keine tragfähige 
Lösung, sich auf die Bemühungen und Ressourcen privater Initiativen zu verlassen. 
Die Erhebung von Gebühren von Bedürftigen liegt in NRW im Ermessen der zuständigen kommu-
nalen Behörde. Dementsprechend können wir auf lokaler Ebene durch unsere Entscheidung einen 
Beitrag dazu leisten, den Weg zurück in die Gesellschaft zu erleichtern. 

Für die GRÜNE FRAKTION 
 

  
JUSTUS LICHAU 
Stadtverordneter 

An die Vorsitzende des Ausschusses für 
Bürgerbeteiligung, Sicherheit und Ordnung 
BARBARA MERTEN 
über Oberbürgermeister 
DR. FRANK DUDDA 
Rathaus Herne 
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